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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

wie wir in der Rede von Herrn Haub gehört haben, be-

stehen die gemeinsamen Herausforderungen von Han-

del und Industrie fürwahr nicht nur aus der Verpa-

ckungsverordnung. Dennoch haben wir uns auch auf 

diesem Orientierungstag wieder schwerpunktmäßig da-

mit beschäftigt und beschäftigen müssen, weil die Ent-

wicklung noch nicht zur Ruhe gekommen ist. 

 

Im Augenblick haben wir eine Ausgangslage, die durch 

folgende Faktoren gekennzeichnet ist: 

 

1. Wir erleben die Entfaltung von Wettbewerb bei der 

haushaltsnahen Sammlung und signifikante Preis-

rückgänge.  
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Dies zeigt, dass die Öffnung des Marktes für 

mehr Wettbewerb grundsätzlich in die richtige Rich-

tung weist. 
 

2. Aber: Für nur noch 60 Prozent der Verkaufsverpa-

ckungen privater Endverbraucher wird ein Beitrag 

an Duale Systeme abgeführt. Dies bedeutet, dass 

die Teilnehmer der haushaltsnahen Sammlung zu 

einem wesentlichen Teil die Kosten der Entsorgung 

ihrer Wettbewerber mittragen müssen. 
 

3. Alternative Konzepte – vor allem die Selbstentsor-

gung im Bereich der privaten Haushalte – sind mit 

einer Rücklaufquote von weniger als 2 Prozent der 

selbst in Verkehr gebrachten Verpackungen ineffek-

tiv.  
 

4. Laut LAGA-Bericht findet eine wirksame Überwa-

chung der VerpackV nicht statt und ist nach gelten-

dem Recht nicht möglich. Herr Professor Dolde hat 

Ihnen dargelegt, dass dies nicht nur ein Ärgernis für 

die rechtstreuen Marktteilnehmer ist, sondern zu 

sehr weitreichenden Rechtsfolgen führen kann, 

wenn dieser Zustand nicht abgestellt wird. 
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Nach dem offensichtlich erfolgten Einbruch der insge-

samt bei Dualen Systemen lizenzierten Verpackungs-

mengen im Jahr 2006 wird die Abw� rtsdynamik anhal-

ten. Im Augenblick mag diese Entwicklung noch ge-

bremst sein durch die politischen Ank� ndigungen des 

Bundes und der L� nder, aber wenn nicht bald Taten fol-

gen, werden wird in eines der Szenarien � bergehen, die 

A.T. Kearney beschrieben hat. 

 

Das Szenario 1 beschreibt die schleichende Erosion. 

Hierbei sinken die Entsorgereinnahmen kontinuierlich, 

bis eine fl� chendeckende Entsorgung wirtschaftlich nicht 

mehr darstellbar ist. Die Folge w� re eine sukzessive 

Einstellung des Systembetriebs und der haushaltsnahen 

Sammlung ab Ende 2008. 

  

Das Szenario 2 beschreibt einen Dammbruch. Hier stei-

gen maßgebliche Handelsunternehmen wegen Wettbe-

werbsverzerrung aus der haushaltsnahen Sammlung 

aus und zwingen die Konkurrenz zum Nachziehen, was 

einen Crash der haushaltsnahen Sammlung Ende 2007 

zur Folge h� tte. 
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Da sich Handel und Industrie in einem hochwettbe-

werbsintensiven, auch von Marktpsychologie getriebe-

nen Umfeld bewegen, halte ich das Szenario 2 für das 

Wahrscheinlichere. 

 

Der AGVU-Vorstand hat sich sehr ausführlich damit be-

fasst, wie wir uns zu dieser seit der Marktöffnung der 

Verpackungsentsorgung im Jahr 2004 absehbaren Ent-

wicklung aufstellen. 

�
Wir sind unverändert überzeugt, dass die folgenden drei 

Ziele im strategischen Interesse von Handel und Indust-

rie liegen: 

 

1. Bewahrung einer für den Verbraucher glaubwürdi-

gen, ökologisch sinnvollen Erfassung und Verwer-

tung von Verpackungen im haushaltsnahen und flä-

chendeckenden Bereich. 

 

2. Herstellung gleicher Wettbewerbsbedingungen für 

alle von der VerpackV verpflichteten Unternehmen, 

was somit das Ende des Trittbrettfahrertums zur 

Folge hätte. 
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3. Senkung der Kosten der VerpackV durch echten 

Preis- und Leistungswettbewerb. 

 

Die AGVU entwickelte dazu im Jahr 2005 im Konsens 

mit Handels- und Industrieunternehmen sowie Entsor-

gungsdienstleistern Grundzüge einer Selbstverpflichtung 

zur Qualitätssicherung bei der Verpackungsverwertung. 
 

Wir sind dabei konzeptionell weit vorangekommen, ha-

ben aber auch durch die Resonanzen aus dem Markt 

feststellen müssen, dass eine Selbstverpflichtung, die 

nur von den ohnehin Gutwilligen getragen wird, sinnlos 

ist und eine Mitwirkung nicht erzwungen werden kann. 
 

Vor allem hat sich herausgestellt, dass das Bundeskar-

tellamt eine Kettenverpflichtung des Handels gegenüber 

Lieferanten nicht zulässt, so dass uns die schärfste Waf-

fe nicht zu Gebote stand. 
 

Dies sehe ich nicht als ein Eingeständnis des Scheiterns 

der Eigenverantwortung der Wirtschaft, sondern es ist 

nun einmal so, dass der Staat – wenn er denn eine Re-

gelung erlässt – auch eine effektive Vollziehbarkeit si-

cherstellen muss. 
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Vor allem hat unser Selbstverpflichtungsprojekt große 

Erkenntnisfortschritte gebracht. Die heute g� ngigen 

Grundideen einer Vollst� ndigkeitserkl� rung und einer 

Trennung der Aufgabenbereiche Dualer Systeme und 

der Selbstentsorger sind dabei in die Welt gekommen. 
�
Am 4. November 2005, also vor mehr als einem Jahr, 

sprach sich die Umweltministerkonferenz f� r die St� r-

kung der haushaltsnahen Sammlung aus. Weitgehender 

Konsens von Handel und Industrie � ber den Änderungs-

bedarf an der VerpackV zeigte sich auch bei dem Anh� -

rungsverfahren der LAGA im Februar 2006. Die Um-

weltministerkonferenz beschloss am 24. Mai 2006, die 

VerpackV zu novellieren. Das BMU und die Umweltmi-

nisterinnen von Rheinland-Pfalz und Baden-W� rttem-

berg stellten am 28. September 2006 einen Arbeitsent-

wurf vor. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

 

Max Weber sagte, dass Politik das beharrliche Bohren 

dicker Bretter sei, und dies mag auch dieser Fall zeigen. 

Gleichwohl hätte ich gerne an dieser Stelle bereits zu ei-

nem Referentenentwurf aus Sicht der AGVU Stellung 

genommen, statt mich auf abstrakte Forderungen zu 

konzentrieren. 

So aber möchte ich es bei folgenden Stichworten belas-

sen: 

 

9ROOVWlQGLJNHLWVHUNOlUXQJ�
 

Ziel:  
 

Für sämtliche in Verkehr gebrachten Verkaufs-

verpackungen ist nachzuweisen, dass sie an einer ver-

ordnungskonformen Entsorgungslösung teilnehmen. 

 

Kommentar: 
 

Wir halten ein jährliches Wirtschaftsprüfer-Testat für er-

forderlich mit Ausnahme von Kleinstmengen.  
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Bei der Kleinstmengendefinition sollte die Grenze tief 

angesetzt bleiben, um nicht zu neuen Schlupflöchern zu 

führen. 

 

Wir sind für eine einstufige Dokumentation, in der Regel 

ansetzend beim Abfüller. 

 

Wir begrüßen, dass es große Fortschritte dabei gibt, die 

Vollständigkeitserklärung in Selbstverwaltung zu organi-

sieren, möglichst angehängt an den DIHK. 

 

 

$XIJDEHQWHLOXQJ�'XDOH�6\VWHPH�6HOEVWHQWVRUJHU�
 

Ziel:  
 

Verpackungen, die an private Haushalte und vergleich-

bare Anfallstellen abgegeben werden, müssen stets in 

Systeme der haushaltsnahen Sammlung eingebracht 

werden, der Rest geht in die Selbstentsorgung. 
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Kommentar: 
 

Wir halten eine einfache, praktikable Abgrenzung f� r er-

forderlich, z.B. generelle Systempflicht f� r Verpackungen 

des Einzelhandels plus eine faire und einheitliche Quo-

tierung f� r den Groûhandel. 

 

Ausnahmen sollten f� r nachgewiesene Sonderf� lle gel-

ten. Dies sollte auch ausreichen, um m� gliche rechtliche 

Einw� nde gegen eine einfache und f� r die Marktteil-

nehmer praktikable Grundregelung abzur� umen. 

 

/HLVWXQJVYHUJDEH�.RVWHQ]XRUGQXQJ�
 

Ziel:  
 

Regelung der Ausschreibungstr� gerschaft Dualer Sys-

teme und der Kostenzuordnung bei gemeinsamer Nut-

zung von Infrastruktur. 
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Kommentar: 
 

Wesentliche Fortschritte wurden im Wege der Selbst-

verantwortung bereits erreicht, z.B. vom BKartA unter-

stützte Clearingstelle der Systemträger. 

 

Das Vergabeverfahren sollte aus unserer Sicht wettbe-

werbsoffen und dynamisch sein, um auch weiterhin eine 

optimale Preisbildung im Interesse von Handel und In-

dustrie, sicherzustellen, z.B. Losverfahren der Aus-

schreibungsgebiete. 

 

Die AGVU wendet sich strikt gegen eine Rekommunali-

sierung der Leistungsvergabe und Finanzströme, wie sie 

in jüngster Zeit wieder vom Verband der Kommunalen 

Unternehmen ins Gespräch gebracht wurde. Ein Ge-

schäftsmodell, bei dem alle wesentlichen Entscheidun-

gen von der Kommune getroffen werden, würde den 

Wettbewerb zwischen den Systemträgern zur Farce ma-

chen. Das Ergebnis wären mit Sicherheit höhere Kosten 

für Handel und Industrie und letztlich für die Verbrau-

cher.  
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Es hätte auch strukturell nichts mehr mit Produktverant-

wortung zu tun, wenn die von der Verordnung verpflich-

teten Unternehmen des Handels und der Industrie zu 

reinen Cash-Kühen gemacht würden, die nur noch fürs 

Bezahlen verantwortlich wären.  

 

In diesem Fall wäre nach meiner persönlichen Meinung 

sogar eine echte Besteuerung von Verpackungen, hor-

rible dictu, das für die Wirtschaft wohl mildere oder we-

nigstens kalkulierbarere Mittel. Am vernünftigsten wäre 

allerdings, dann einfach die Produktverantwortung ab-

zuhaken und die Abfallgebühren entsprechend der 

wachsenden Abfallmenge anzuheben. Dies alles zeigt, 

dass die Kommunalisierungsdiskussion in eine Richtung 

driften würde, die eine zügige Novelle der Verpackungs-

verordnung ausschließt und bei der es – außer im Lager 

der Trittbrettfahrer – keine Gewinner gäbe. Aus diesem 

Grund hoffe ich sehr, dass dieses Thema rasch wieder 

zu den Akten gelegt wird. 
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.ODUVWHOOXQJHQ�LP�%HUHLFK�3IDQGSIOLFKW�
 

Ziel:  
 

Erleichterung der administrativen Umsetzung der Pfand-

pflicht, z.B.Teilnahme an Clearingverfahren und Kenn-

zeichnungspflicht. 

 

Auûerdem will das BMU die Pfandpflicht auf di� tetische 

Getr� nke ausweiten, um Umgehungsl� sungen zu stop-

pen. 

 

Kommentar: 
 

Administrationsverbesserungen werden von DPG-

Teilnehmern dringend gew� nscht und selbstverst� ndlich 

von uns unterst� tzt. 

 

Eine Ausweitung der Pfandpflicht auf weitere Getr� nke-

arten halten wir dagegen generell f� r problematisch und 

im Fall von Babynahrung f� r unzumutbar. 
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Meine sehr geehrte Damen und Herren,  
 

mit welchen Erwartungen geht die AGVU in das neue 

Jahr? 
�
Wir rechnen unverändert mit einem erfolgreichen Ab-

schluss des Novellierungsverfahrens durch die Zustim-

mung des Bundesrates bis spätestens Mai 2007. 

Dies hätte eine endgültige Stabilisierung der haushalts-

nahen Sammlung und eine neue Marktordnung bis Ende 

2007 zur Folge. 
 

Weitere erhebliche Preissenkungen der haushaltsnahen 

Sammlung zu Gunsten von Handel und Industrie würden 

dann spätestens ab 2008 zu erwarten sein, wie dies 

auch die Untersuchung von A. T. Kearney erwiesen hat. 
 

Wenn dies so kommt, wird der Orientierungstag 2008 

sich den längerfristigen Perspektiven von Verpackung 

und Umwelt zuwenden können. 
 

Einen kleinen Ausblick auf die künftige Richtung und die 

Entwicklung der weiteren Rahmenbedingungen wird Ih-

nen der nun folgende Vortrag von Professor Hüther ge-

ben. 


